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Mündliche Anfrage  
 
für die 34. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 19. September 2018 
 
 
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
Internationales  
 

22* Abgeordneter  
Michael Hübner   SPD 

Welche Position nimmt die Landesregierung 
zum Brief des Bundesinnenministers 
Seehofer vom 27. Juni 2018 und einem 
möglichen Widerspruch dieses Briefes zur 
Meinung der gesamten Bundesregierung, 
gerade vor dem Hintergrund des 
Engagements des Brexit-Beauftragen 
Friedrich Merz, ein? 
 
Ausweislich der Berichterstattung der 
Süddeutschen Zeitung vom 8. Juli 2018 soll sich 
Bundesminister Seehofer mit Schreiben vom 27. 
Juni 2018 an die Europäische Kommission zum 
Thema Brexit gewandt und Flexibilität bei den 
Verhandlungen gefordert haben. Dieses 
Schreiben soll nach der Berichterstattung nicht 
die Meinung der gesamten Bundesregierung 
wiedergegeben haben.  
 
Vor diesem Hintergrund wird die 
Landesregierung gefragt:  
 
Welche Position nimmt die Landesregierung 
zum Brief des Bundesinnenministers 
Seehofer vom 27. Juni 2018 und einem 
möglichen Widerspruch dieses Briefes zur 
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Meinung der gesamten Bundesregierung, 
gerade vor dem Hintergrund des 
Engagements des Brexit-Beauftragen 
Friedrich Merz, ein? 
 
 

 
 
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
 

23 Abgeordneter  
Ibrahim Yetim   SPD 

Nachdem nun mehr auch das 
Oberverwaltungsgericht festgestellt hat, dass die 
Abschiebung von Sami A. am 13. Juli 2018 
rechtswidrig war, musste sich der 
Ministerpräsident öffentlich korrigieren und 
einräumen, dass in diesem Fall nicht nach „Recht 
und Gesetz“ gehandelt worden ist. Weiter hat er 
angekündigt, dass die Landesregierung alles tun 
werde, um die schnellstmögliche Rückkehr von 
Sami A. nach Deutschland zu ermöglichen.  
 
Wie ist der aktuelle Sachstand der 
Landesregierung bezüglich einer möglichen 
Rückkehr von Sami A.?  
 

 


